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In den USA und 
Deutschland 
manipulieren 
Techplattformen und 
Medienkonzerne von 
Superreichen die 
Öffentlichkeit

Lautsprecher für 
Rechtsextreme

Von Ute Scheub

Ein Handbuch für angehende Dik
tatoren würde raten: Hebe als Erstes 
die Gewaltenteilung auf und bringe 
Medien und Justiz unter deine Kon
trolle! Außerdem lenke den Blick 
der Menschen weg von den Mäch
tigen und Milliardären und richte 
ihn auf Sündenböcke – ethnische 
und religiöse Minderheiten, Arme 
und  Geflüchtete. So verhielt sich 
Hitler. So war es beim Antritt rechts
populistischer Regierungen in Po
len, Ungarn und anderswo. So agiert 
die AfD – und so handelt USPräsi
dent Donald Trump zusammen mit 
 seinem gefährlichsten Lautsprecher, 
dem rechtsextremen Milliardär und 
Staatszertrümmerer Elon Musk. 

Schon vor Trumps Wahl war der 
Zustand der Medien in den USA 
 besorgniserregend. Be ob ach te r:in
nen sehen im Mangel an öffent
lichrechtlichen Sendern und neu
tral  berichtenden Medien sogar ei
nen der Hauptgründe für Trumps 
Triumph. Dort, wo Behörden nicht 
mehr durch lokale Re por te r:in nen 
beobachtet werden, grassieren Kor
ruption, Umweltvergehen, Wirt
schaftskriminalität und Extremis
mus. Auch auf nationaler Ebene gibt 
es fast nur noch parteiliche, also ver
zerrt berichtende Medien. Das ist 
etwa der Sender Fox, der dem aus
tralischen Medienmogul und Mil

liardär Rupert Murdoch gehört. 
Nicht zufällig sitzen in Trumps Re
gierung zwei frühere FoxModera
toren: Verteidigungsminister Pete 
Hegseth und Verkehrsminister Sean 
Duffy.

Noch viel mächtiger sind die Di
gitalplattformen aus dem Silicon 
Valley, die längst zu Inhalts und 
Trafficmonopolen geworden sind. 
Misst man die Zeit, die User mit 
diesen Medien verbringen, über

treffen Google/Youtube, Facebook/
Whatsapp/Instagram bei Weitem 
alle Zeitungen und Sender. Weil ana
loge Geschäftsmodelle immer weni
ger Gewinn einbringen, gehen viele 
Redaktionen über die sogenannten 
sozialen Medien online, die besser 
 asoziale Medien genannt werden 
sollten. Um Nutzende möglichst 
lange auf der Plattform zu halten, 
veränderte Facebook 2017 den Algo
rithmus für den Newsfeed. Inhalte, 
die für Empörung, Wut und Hass sor

gen, werden nun automatisch nach 
oben gespült. Das radikalisiert und 
polarisiert die Diskurse. Besonders 
grauenhaft waren die Auswirkun
gen in Myanmar: Hetzbotschaften 
auf Facebook lösten Pogrome ge
gen die islamische Minderheit der 
Rohingya aus.

Diese Entwicklung setzt sich un
begrenzt und in zunehmender Ge
schwindigkeit fort. Im Herbst 2022 
kaufte Elon Musk Twitter und hob 

alle Beschränkungen für Fake News, 
Lügen, Hass und Hetze auf. Inzwi
schen streckt der reichste Mann der 
Welt Gerüchten zufolge seine Füh
ler in Richtung Tiktok aus, das ei
nem chinesischen Milliardär ge
hört. Darüber hinaus möchte Musk 
auch OpenAI und andere Unterneh
men im Bereich künstlicher Intelli
genz seinem Imperium einverleiben.

Längst sind politische und me
dia le Macht zu einem Amalgam 
verschmolzen. FacebookChef Marc 

Zuckerberg machte einen Bückling 
vor Trump und schaffte die Kontroll
regeln für seine Plattform ebenfalls 
ab. Flutet das Internet mit Scheiße!, 
hatte Trumps früherer Chefstratege 
Steve Bannon gefordert – und nach 
dieser Devise wird seither verfahren. 
Die „Scheiße“, das ist die Hetze gegen 
Minderheiten und Migrant:innen. 
Schließlich gibt es keine wirksamere 
Ablenkung von der schamlosen Be
reicherung, die Milliardäre und Fos
silfaschisten derzeit betreiben.

All das schwappt auch nach 
 Europa und Deutschland herüber. 
Die AfD will die öffentlichrechtli
chen Anstalten abschaffen, am bes
ten schon gestern. Gleichzeitig hat 
die Medienkonzentration in den 
vergangenen Jahren bedrohlich zu
genommen. Ein Großteil der Unter
nehmen ist abhängig von superrei
chen Fa milien wie Mohn/Bertels
mann, Springer/Döpfner, Bauer, 
Burda und Holtzbrinck. Unabhän
gige Zeitungen und Zeitschriften 
sterben, Lokalredaktionen werden 
ausgedünnt oder abgewickelt. Der 
Bund der deutschen Zeitungsverle
ger warnt, dass schon in diesem Jahr 
40 Prozent der Kommunen zu einer 
Nachrichtenwüste werden könn
ten, weil über ihre Angelegenhei
ten nicht mehr berichtet wird.

Was wäre der Ausweg? Den finden 
Sie auf der letzten Seite dieser Bei
lage der taz Panter Stiftung.

Wie Milliardäre 
Pressefreiheit 
und Demokratie 
bedrohen

Milliardäre sind die weltgrößten Bedroher von Medienfreiheit und 
Demokratie. Ein Großteil der Medien und digitalen Plattformen sind unter 
Kontrolle von Superreichen. Ob auf Elon Musks X oder in Zeitungen des 
Springer-Verlags, es findet sich überall ein ähnliches Muster: Um von ihrer 
Verantwortung und der extremen Ungleichheit der Vermögensverteilung 
abzulenken, wird gegen Arme und Geflüchtete gehetzt. „Migration ist die 
Mutter aller Probleme“, sagte Horst Seehofer einst auf einer internen 
CSU-Tagung. Nein! Superreichtum ist der Vater aller Probleme.

In den vergangenen 
Jahren hat die 
Medienkonzentration 
bedrohlich zugenommen
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dürfen und sollen unter Nennung der Quelle überall verwendet werden, wo es sinnvoll ist und nichtkommer-
ziell zugeht: als Plakate auf Demos, an Fenstern und Türen, als Grafiken an Infoständen, als Bilder in Social 
Media, als Botschaften in Aufrufen und privaten E-Mails.
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Der Springer-Konzern ließ sich lange 
von Fossilinvestoren mitfinanzieren

Triefend 
von Öl
Von Annette Jensen

SpringerChef Mathias Döpfner 
wird immer reicher und mäch
tiger. 2020 nahm er den Kon
zern von der Börse, nachdem er 
zwei Finanzinvestoren an Bord 
geholt hatte. Dann ging er auf 
Einkaufstour. Für fast eine Mil
liarde Dollar übernahm er die 
USTageszeitung Politico und 
weitete ihr Erscheinen nach Eu
ropa aus. Auch der in New York 
ansässige Onlinenachrichten
dienst Business Insider gehört 
schon länger zum SpringerIm
perium; ein paar Prozente da
ran hält auch AmazonChef Jeff 
Bezos. Als Cashcows erwarb Döpf
ner außerdem digitale Kleinan
zeigenportale wie die Jobbörse 
Stepstone und mehrere Immo
bilienplattformen.

Das Geld für den Expansions
kurs kam vor allem von KKR, ei

ner der größten PrivateEquity
Gesellschaften der Welt, die in
tensiv im Öl und Gassektor 
unterwegs ist. Sie hat ein Ver
mögen von über 500 Milliarden 
Dollar angehäuft und verdient, 
indem sie ein paar Jahre bei Un
ternehmen einsteigt und sich an
schließend mit großem Gewinn 
wieder verabschiedet. Laut Glo
bal Energy Monitor ist KKR ge
genwärtig am Ausbau von 188 An
lagen für fossile Brennstoffe in 
21 Ländern beteiligt. Dokumen
tiert sind zahlreiche Umweltver
stöße, unter anderem beim Aus
bau von Flüssiggasanlagen in den 
USA. Die klimaschädlichen Emis
sionen sollen 6.500mal so hoch 
sein wie gegenüber den Anteils
eignern dargestellt. 

Im vergangenen Herbst kün
digten Springer und die beiden 
Finanz organisationen an, dass 
ihre Partnerschaft in diesem 

Frühjahr enden wird. Springer 
behält die Publikationen Poli-
tico und Business Insider. Im Ge
genzug erhalten KKR und der 
Pensionsfonds CPP den Großteil 
der lukrativen Anzeigenportale. 
„Ein großartiges Ergebnis für alle 
Beteiligten“, jubelte der KKRMit
gründer Henry Kravis. Die Bewer
tung des SpingerKonzerns hatte 
sich durch die Kooperation bin
nen fünf Jahren etwa verdoppelt. 
Springer ist jetzt ein börsenun
abhängiges Medienhaus, das 
fast ganz auf Chef Döpfner zuge
schnitten ist. Zusammen mit der 
SpringerWitwe Friede hält er 98 
Prozent der Anteile, der Rest ge
hört einem Enkel des Gründers. 
2020 hatte er Friede Springer ei
nen kleinen Anteil des Konzerns 
abgekauft und zusätzlich einen 
größeren Teil von ihr geschenkt 
bekommen. Döpfner gilt heute 
als Milliardär. 

Der Springer-Chef hasst 
Windräder und mag 
Trumps Truppe

Döpfners 
Welt-Bild

„KlimaRadikale attackieren Autos 
mit Bauschaum“, behauptete die Bild 
vor den Bundestagswahlen in großen 
Lettern. Tatsächlich waren es von Russ
land finanzierte Saboteure, die im De
zember 2024 die Auspuffrohre von ei
nigen Hundert Autos verstopften und 
die Aktion Kli ma ak ti vis t:in nen anzu
hängen versuchten. Doch die Fehlin
formation blieb haften – und passt zu 
Springers Mindset. 

Wie Konzernchef Mathias Döpfner 
denkt und sein Imperium lenkt, bele
gen Chatnachrichten und EMails, die 
die Zeit im Frühjahr 2023 veröffent
lichte. „Umweltpolitik – ich bin für 
Klimawandel. Zivilisationsphasen der 
Wärme waren immer erfolgreicher als 
solche der Kälte. Wir sollten den Klima
wandel nicht bekämpfen, sondern uns 
darauf einstellen“, schrieb Döpfner. Er 
hasst Windräder, bezeichnete Angela 
Merkel als „Sargnagel der Demokratie“ 
und bombardierte vor der Bundestags

wahl 2021 den damaligen Bild-Chef
redakteur Julian Reichelt mit Auffor
derungen, die FDP hochzuschreiben: 
„Kann man noch mehr für die FDP ma
chen? Die sollten 16 Prozent mindes
tens kriegen.“ Zwei Tage vor der Wahl 
dann: „Please stärke die FDP. Wenn die 
sehr stark sind können sie in Ampel 
so autoritär auftreten dass die platzt.“ 
Bild lieferte tatsächlich eine sehr po
sitive Berichterstattung über Christian 
Lindner. 

Schon vor der USWahl 2020 emp
fahl Döpfner seinen Vertrauten, für 
Trumps Wiederwahl zu beten. An die 
USTechmilliardäre wanzt er sich seit 
Jahren ran. Sowohl Trumps neue rechte 
Hand Elon Musk als auch AmazonChef 
Jeff Bezos und FacebookGründer Mark 
Zuckerberg bekamen in pompösen Ver
anstaltungen Axel Springer Awards 
verliehen. Bei Netflix und Warner 
 Music sitzt Döpfner in den Aufsichts
räten. Zu seinem 60. Geburtstag reis

ten Elon Musk und NetflixChef Reed 
Hastings an. Als Medien über die rau
schende Party in der Toskana berichte
ten, erhielten sie prompt Post von An
wälten: Das Fest sei Privatsache. Das ist 
eine Lachnummer angesichts des Ge
schäftsmodells der Bild. 

Im Dezember 2024 gab Elon Musk 
in der Welt am Sonntag eine Wahlemp
fehlung für die AfD ab. „Musk spürt, 
dass jetzt auch in Deutschland Dis
ruption notwendig ist“, kommentierte 
Döpfner das Anfang 2025 in einem 
Interview. Grundsätzlich bräuchte es 
mehr Unternehmer in der Politik, fin
det er. Doch seine Liebedienerei hat 
ihm nichts genützt: USPräsident Do
nald Trump bezeichnete den seit 2021 
zum SpringerKonzern gehörenden 
Nachrichtendienst Politico als „linkes 
Schmierenblatt“ – und der disruptive 
Elon Musk kündigte sogleich die Poli-
tico-Abos staatlicher USInstitutionen.  
 Annette Jensen

Multimillionär Frank 
Gotthardt fördert das 
rechtspopulistische 
Onlineportal Nius und hat 
inzwischen auch eine 
TV-Lizenz 

Dreckschleuder 
für Ressentiments

Die Zahl der Schmuddelschleudern 
im Internet ist groß. Jour na lis t:in nen 
müssen sich nicht mit jeder einzel
nen befassen. Doch im Sommer 2024 
sah sich die tazChefredaktion genö
tigt, das Portal Nius einmal aufzusu
chen. Denn der damalige Finanzminis
ter Christian Lindner (FDP) hatte Nius 
ein Interview gegeben. Darauf hinge
wiesen, dass dies kein geeigneter Ka
nal für einen demokratischen Poli
tiker sei, beschwor Lindner die „Plu
ralität der Medienlandschaft“ via X 
(ExTwitter): „Neulich habe ich mit der 
@ tazgezwitscher gesprochen, heute 
mit @ drumheadberlin.“ Dahinter 
verbirgt sich Ralf Schuler, als ExBild-
Mann jetzt bei Nius im Einsatz.

Die Unterstellung Lindners, Nius sei 
irgendwie wie die taz, nur eben rechts, 
mussten wir zurückweisen. In einem 
Brief an Lindner schrieben wir: „Wir 
möchten höflich darauf hinweisen, 
dass die taz – im Gegensatz zu Nius – 

ein journalistisches Medium ist, das 
nach presseethischen Grundsätzen 
arbeitet.“

Den Onlinekanal Nius hat der frü
here BildChefredakteur Julian Reichelt 
aufgezogen, nachdem er 2021 wegen 
sexuell konnotierter Beförderungspo
litik aus dem SpringerVerlag ausschei
den musste. Gefördert wird Reichelt 
vom Multimillionär Frank Gotthardt. 
Der hat sein Geld vor allem mit Soft
ware für Arztpraxen gemacht und zählt 
Nius zu seinen „privaten Themen“. In 
der Gründung eines Mediums „rechts 
der Mitte“ sieht er eine „kaufmänni
sche, mediale und staatsbürgerliche 
Chance“, wie er 2024 in einem Regio
nalpodcast erzählte.

NiusChef Reichelt hält er für einen 
enorm motivierten, „starken Medien
mann“, der „hundertprozent in unse
rem Gefüge eingebettet“ sei. Mit „Ge
füge“ meine er Deutschland, erläuterte 
Gotthardt. 2024 wurde eine bundes

weite Sendelizenz erworben. Ob Nius 
sich zum deutschen Fox News entwi
ckelt, wie manche fürchten, ist schwer 
einschätzbar. 

In Themensetzung und Ton bewirt
schaftet das Portal vor allem antirot
grüne Ressentiments. Spott und Empö
rung über Messerangriffe von Nicht
deutschen wechseln sich ab mit Häme 
über die Parteien, die diese angeblich 
schützen. Werbung für die AfD fin
det sich eher indirekt, etwa wenn die 
Brandmauer zwischen Union und AfD 
als „überholt“ beschrieben wird.

Damit zeichnet sich ab, wie Nius 
die neue Regierung bald vor sich her
treiben wird. Friedrich Merz als Kanz
lerkandidat und seine Union waren 
kurzsichtig genug, einen Antiasyl
wahlkampf mit rechtspopulistischen 
Erwartungen zu betreiben. Genau da
ran werden sie von Nius und dessen 
Kon su men t:in nen nun gemessen wer
den.  Ulrike Winkelmann
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Superreiche unterstützen weltweit libertäre und rechtsextreme Organisationen, 
die Staat und Gesellschaft in ihrem Sinne umbauen sollen

Das mächtige Netzwerk 
der Milliardäre
Von Christian Jakob

Kaum jemand weiß, wer für Walt Dis
ney das Vorbild für die Figur des Da
gobert Duck war: der USUnternehmer 
 Johan Jakob Astor. Er hinterließ bei sei
nem Tod 1848 ein Vermögen von rund 
40 Millionen Dollar, kaufkraftbereinigt 
entspräche dies heute etwa 154 Milliar
den Dollar. Dem aus Hessen stammen
den Pelzhändler gelang dieser Aufstieg 
auch durch die Nähe zu den USPräsi
denten seiner Zeit. Seine American Fur 
Company, die er mit Unterstützung von 
Präsident Thomas Jefferson aufgebaut 
hatte, half der USRegierung bei der Er
schließung der westlichen Territorien. 
Als Jeffersons Nachfolger James Ma
dison 1812 Kriegsgelder brauchte, war 
Astor einer der maßgeblichen Gründer 
der Second Bank of the United States.

Die Geschichte der Milliardäre lässt 
sich seither – und bis zu Elon Musk – 
auch als eine Geschichte ihrer politi
schen Einflussnahme erzählen. Das 
kann in progressivphilantropischer 
Weise geschehen wie etwa bei der Open 
Society Foundation von George Soros 
oder der Buffett Foundation. Viel häu
figer aber dient die politische Einfluss
nahme von Milliardären der Absiche
rung und Vergrößerung gigantischer 
Vermögen zulasten von Allgemein
heit, Demokratie, Grund und Frei
heitsrechten.

Und das mit offenkundigem Erfolg: 
Es gibt immer mehr Milliardäre, und 
diese werden immer reicher. 2024 ka
men der NGO Oxfam zufolge pro Wo

che weltweit vier neue Mil li ar dä r:in
nen hinzu. 11 Prozent der über 2.000 
von Forbes gelisteten Milliardäre haben 
laut einer Studie der Uni Cambridge ein 
politisches Amt angestrebt oder inne
gehabt. Überproportional oft vertraten 
sie dabei rechte oder rechtsextreme Po
sitionen, und besonders oft kommen 
sie in Autokratien selber an die Macht. 
Noch häufiger aber gehen Superrei
che nicht selber in die Politik, sondern 
verhelfen ihnen gewogenen Politikern 
zum Aufstieg – oder machen sich be
reits etabliertes politisches Führungs
personal gefügig.

Berüchtigt dafür sind unter ande
rem die KochBrüder aus den USA: Die 
milliardenschweren Erben des mit Öl 
und Chemieprodukten zum zweitgröß
ten USKonzern aufgestiegenen Unter
nehmens Koch Industries zählten jahr
zehntelang zu den Hauptfinanziers der 
Republikaner. Über ein weitverzweig
tes Netzwerk zahlten sie Hunderte Mil
lio nen unter anderem für Kampagnen 
gegen Präsident Barack Obama und für 
den Aufstieg Donald Trumps.

Sie sind Teil eines nur schwer zu 
überblickenden, internationalen Netz
werks aus Wahlkampf und Lobbyorga
nisationen, Thinktanks und Stiftun
gen, die eine libertäre Ideologie eint. 
Deren Spektrum changiert vom klas
sisch Neoliberalen ins offen Rechtsex
treme, Klimakrisenleugnung und Fos
silpropaganda meist inklusive. Wer 
sich diese Netzwerke näher anschaut, 
merkt schnell: Sie sind viele, sie sind 
nah dran an der Macht, sind miteinan

der eng verbandelt – und kriegen oft 
Geld von Superreichen.

Da gibt es etwa die Heritage Foun
dation, die Trumps staatszerstöreri
sche Agenda für die zweite Amtszeit 
in bemerkenswert ungenierter Offen
heit („Agenda 2025“) vorbereitet hatte. 
Sie steht dem aus rund 600 Organisa
tionen bestehenden, von der Öl und 
Tabakindustrie finanzierten, interna
tio nalen Atlas Network nahe. Es bringt 
libertäre und neoliberale Organisatio
nen unter anderem für den Kampf ge
gen Umwelt und Klimaschutz zusam
men.

Zum Atlas Network zählen unter an
derem auch die Klimaleugnerorganisa
tion Heartland Institute und das deut
sche PrometheusNetzwerk – ein von 
den ExFDPBundestagsabgeordneten 
Frank Schäffler und Clemens Schnei
der gegründeter Thinktank, der für li
bertäre Positionen kämpft. In diesem 
Weltbild gilt der Sozialstaat als Ursache 
allen Übels. Zugunsten des Privatbesit
zes sollen soziale Sicherung, Grundver
sorgung, Klima, Umwelt, Arbeits und 
Gesundheitsschutz aufgeweicht wer
den. Auch die libertäre Atlas Initiative 
um den deutschen Unternehmensbe
rater Markus Krall steht dem Atlas Net
work nahe. Sie propagiert etwa in der 
Art von Unternehmen organisierte 
„Privatstädte“ außerhalb jeder Staat
lichkeit – und ist ideologisch mit der 
WerteUnion und der AfD verbunden.

Die vom Arbeitgeberverband Ge
samtmetall gegründete und von Ar
beitgeberverbänden finanzierte Lob

byorganisation Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft (INMS) kann jedes 
Jahr Millionensummen für Kampa
gnen unter anderem gegen die Ener
giewende der Grünen ausgeben. Die 
INMS war unter anderem „Partner“ der 
 Berlin  Campaign Conference, auf der 
sich rechtskonservative Akteure – dar
unter die Heritage Foundation aus den 
USA – im September 2024 austausch
ten. Im Bundestagswahlkampf 2025 
organisierte die INSM unter anderem 
einen von Bild als „MegaAufstand ge
gen Habeck und Scholz“ hochgejazzten 
„Wirtschaftswarntag“ und gab sechs
stellige Summen für ihre Kampagne 

„SOS Wirtschaft“ zugunsten von Union 
und FDP aus.

Beteiligt an der Kampagne war auch 
der Verband Die Familienunterneh
mer, der seit Jahren unter anderem 
gegen das Lieferkettengesetz, Vermö
gen und Erbschaftsteuer, Transparenz
gesetz und Klimapolitik lobbyiert und 
dabei – anders als der Name sugge
riert – vor allem von milliardenschwe
ren Großunternehmern getragen wird.

Seit Langem beleuchtet der Soziologe 
Andreas Kemper die Einflussnahme Su
perreicher auf die Politik in Deutsch
land. Diese hätten „zwei Möglichkeiten, 
auf die Gesetzesgebung einzuwirken: 
langfristig durch Medienkampagnen 
oder direkt durch Parteispenden“. Kem
per verwies sehr früh unter anderem 
darauf, dass Milliardäre wie der Ban
kier August von Finck die AfD in ih
ren Anfängen finanzierte. Finck hatte 
wiederum Markus Krall 2019 zum Chef 
seines Unternehmens Degussa Sonne/
Mond Goldhandel ernannt.

Als Elon Musk im Januar zuguns
ten der AfD in den Wahlkampf ein
griff, schrieb Kemper: Die AfD „raunt 
über eine superreiche Elite, die die Fä
den in der Hand halte und gegen die 
sie die einzig wahre Opposition sei. An
dererseits feiert sie den mit Abstand 
reichsten Multimilliardär.“ Bis heute 
fließen Großspenden an die Partei, 
jüngst eine offenbar illegal verschlei
erte Zuwendung des deutschschweize
rischen Unternehmers Henning Conle. 
„Die Demokratie ist bedroht durch Mil
liardäre“, sagt Andreas Kemper.

Durch 
Medienkampagnen 
oder direkt durch 
Parteispenden wird 
auf die 
Gesetzgebung 
eingewirkt
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Die Lösung: Profit- und konzernfreier Journalismus in Genossenschaften stärkt Medienfreiheit und Demokratie

Garantierte Unabhängigkeit
Genossenschaften können Medien 
retten. Hätte sich die taz nicht in eine 
Kooperative umgewandelt, würde sie 
höchstwahrscheinlich nicht mehr 
existieren. 1978/79 gegründet, wurde 
sie im ersten Jahrzehnt ihres Beste
hens immer wieder von heftigen fi
nanziellen Existenznöten durchge
schüttelt. 

Ein Teil der Redaktion wollte des
halb eine GmbH gründen, die Groß
investoren anlocken sollte. Die Mehr
heit der Belegschaft aber fürchtete 
diese Abhängigkeit vom großen Geld, 
das schnell wieder abgezogen werden 
könnte. 

Ausgerechnet der spätere Bundes
kanzler Olaf Scholz, seinerzeit im Ge
nossenschaftswesen engagiert, gab 
dem damaligen tazGeschäftsführer 

Kalle Ruch den entscheidenden Tipp: 
Warum gründet ihr nicht eine Genos
senschaft? 

Es war unter anderem der An
walt und spätere grüne Bundestags
abgeordnete Christian Ströbele, der 
dies 1991/92 juristisch wahr machte. 
Der Kernsatz der damals von der 
 Belegschaftsmehrheit verabschiede
ten Satzung lautete: Die Genossen
schaft solle dazu dienen, „die Unab
hängigkeit von großen Verlagen oder 
Konzernen zu garantieren“. Seitdem 
ist die „Geno“ immer mehr gewach
sen, derzeit hat sie mehr als 24.000 
Mitglieder. Diese haben mit ihren 
Anteilen unter anderem das neue Re
daktionssystem und das neue Ver
lagshaus mitfinanziert sowie die 
 Konzernfreiheit der taz garantiert. Ein 

voller Erfolg also, diese Rechtsform. 
Ein Riesenerfolg war auch die 

2008 gegründete taz Panter Stif
tung, die mit dem Geld unzähliger 
Spender und Stifterinnen gemein
nützige Projekte im In und Ausland 
finanziert: unter anderem 4.000 
Nachwuchsjournalist:innen, 48  in
ternationale Workshops, zum Teil mit 
Jour na lis t:in nen aus verfeindeten Län
dern wie Russland und der Ukraine, 
18 PanterPreisVerleihungen und 17 
Refugiums programme für verfolgte 
Medienschaffende. 

In Deutschland war die taz die erste 
Mediengenossenschaft. Sie zeigte, dass 
das Modell funktioniert, und regte da
durch weitere Gründungen an. Die 
früheren DDRZeitungen Junge Welt 
und nd verwandelten sich ebenfalls 

in Kooperativen, um ihre Existenz zu 
sichern. Auch der nur online erschei
nende Krautreporter ist als solche or
ganisiert, seinen Namen verdankt er 
dem damit verbundenen Crowdfun
ding. In der Schweiz sind es die linke 
Wochenzeitung WOZ und die nur on
line erscheinende Republik, die von 
Genossenschaften getragen werden. 

Mediengenossenschaften sind Teil 
des NonProfitJournalismus, der 
Meinungsfreiheit und Demokratie 
stärkt. Beispiele hierfür sind Correc
tiv,  FragDenStaat, Kontext, Netzpolitik 
oder Investigate Europe. Der Bereich 
könnte stark ausgeweitet werden, 
wenn der Staat anerkennen würde, 
dass Qualitätsjournalismus fürs Ge
meinwohl arbeitet und Spenden da
für steuerrechtlich absetzbar sind. 

Der frei abonnierbare SEEDNews
letter des Netzwerks Recherche be
schäftigt sich mit gemeinnützi
gen Formen der Berichterstattung 
und ist Teil des Grow Greenhouse, 
des Zentrums für gemeinnützigen 
Journalismus und Medienvielfalt, 
das von der Schöpflin Stiftung ge
fördert wird. 

Es ist ja nicht einzusehen, warum 
Bridgeklubs und Hundesport als ge
meinnützig gelten, nicht aber guter 
Journalismus. Die Journalistenverei
nigung Netzwerk Recherche und an
dere Akteure haben hier immer wie
der Änderungen gefordert. Die Am
pelkoalition wollte das wohlwollend 
prüfen, hat das dann aber nicht mehr 
ausgeführt.

 Ute Scheub

Alexandra Geese, Internetexpertin und grüne Abgeordnete 
des EU-Parlaments, zur Kontrolle der Internetgiganten und 
den Chancen einer unabhängigen Digitalstruktur

„Algorithmen  
kann und muss 
man regulieren“
taz: Die US-Techmilliardäre haben 
eine immense Macht. Ist die noch re-
gulierbar? 

Alexandra Geese: Ja, wenn man sehr 
viel politischen Willen hat. Die EU hat 
mit dem Digital Service Act die gesetz
liche Grundlage dafür geschaffen, ge
gen Hass und Desinformation in so zia
len Netzwerken vorgehen zu können. 
Dass die sich überproportional verbrei
ten, liegt an den Algorithmen – und die 
kann man mit dieser Verordnung regu
lieren, weil sie ein systemisches Risiko 
darstellen für den öffentlichen Diskurs 
und für Wahlen.

taz: Was müsste jetzt geschehen?  
Geese: Die EUKommission könnte 

eine große Ermittlung einleiten, wa
rum sich Desinformation schneller 
verbreitet als Information. Diese Me
chanismen könnte man durch bessere 
ersetzen, bei denen User wirklich das 
sehen, was sie sehen wollen. 

taz: Aber sind die Algorithmen 
nicht Geschäftsgeheimnis?

Geese: Über technische Schnittstel
len kann die EUKommission bei Er
mittlungen auf Daten der Konzerne 

zugreifen, um nachzuvollziehen, wie 
die Algorithmen funktionieren. For
schungseinrichtungen und Universi
täten können Projekte zur Prüfung der 
Einhaltung des Digital Service Act bei 
der EU beantragen. Dann müssen die 
Konzerne die Daten rausgeben, die an
gefragt werden. 

taz: Die Entwicklungen sind rasend 
schnell, kommt die Politik da hinter-
her? 

 Geese: Wenn man jetzt eine Er
mittlung eröffnet, könnte man in ei
nigen Monaten erste gerichtsfeste Be
weise haben und Auflagen erteilen. Das 
wird ein längerer Prozess, aber der erste 
Schritt ist wichtig. Allerdings habe ich 
den Eindruck, dass der Kommission ge
rade der politische Wille fehlt. 

taz: Ist die Zivilgesellschaft der bes-
sere Akteur? Sie unterstützen die Ini-
tiative Free Our Feeds.

 Geese: Noch ist das ein zartes Pflänz
chen, aber für mich ein großer Hoff
nungsschimmer. Free Our Feeds ist 
ein Zusammenschluss von Menschen 
aus dem Bürgerrechtsbereich und der 
Techbranche. Ziel ist, Daten systema

tisch zu schützen und Nutzenden die 
Möglichkeit zu geben, zwischen ver
schiedenen Algorithmen auswählen 
zu können. Eine solche Technik hat 
Bluesky. Allerdings wird das Unterneh
men bisher über Wagniskapital finan
ziert. Deshalb läuft eine Crowdfunding
kampagne, um die Bluesky zugrunde 
liegende Technologie in eine Stiftung 
zu überführen. Dann gäbe es die Basis 
für den Aufbau von sozialen Netzwer
ken und Anwendungen, die nicht von 
Milliardären abhängen und auch nicht 
aufgekauft werden können. 

taz: Warum gibt es bisher keine un-
abhängige Digitalstruktur in Europa, 
die demokratisch und menschen-
freundlich ist und von der EU oder der 
Zivilgesellschaft aufgebaut wurde?

 Geese: Man muss unterscheiden 
zwischen sozialen Netzwerken und an
derer digitaler Infrastruktur. Startups 
von so zia len Netzwerken werden von 
USKonzernen entweder hart bekämpft 
oder aufgekauft, das europäische Wett
bewerbsrecht schützt sie nicht ausrei
chend. Bis zur Übernahme von Twit
ter durch Elon Musk fehlte hier auch 

das Problembewusstsein. Das hat sich 
geändert. Deshalb sehe ich jetzt eine 
große Chance für neue soziale Medien. 
Der Erfolg von Bluesky ist ein Beweis 
dafür.

Bei anderen digitalen Produkten wie 
Cloud oder KI mangelt es nicht an Qua
lität, sie sind auch nicht zu teuer. Sie ha
ben aber aktuell kaum Chancen, weil 
USProdukte immer in Bündeln kom
men. Wenn eine öffentliche Verwal
tung oder ein Privatunternehmen mit 
Microsoft arbeitet, gibt es neue KIAn
wendungen oder Clouddienstleistun
gen aus einer Hand dazu. Wenn man 
sich für eine europäische Lösung und 
sichere Daten entscheiden will, dann 
hat man es in der Regel mit mehreren 
Unternehmen zu tun, das macht es 
komplizierter. 

taz: Was könnte hierbei helfen?
Geese: Wir sollten die Richtlinie für 

die öffentliche Beschaffung so novellie
ren, dass es eine Präferenz gibt für An
bieter, die garantieren, dass die Daten 
nicht ins Ausland abfließen. Das kön
nen USUnternehmen nicht, weil sie 
dem USRecht unterstehen – und das 
erlaubt der USRegierung den Zugriff 
auf die Daten, auch wenn sie in einem 
Rechenzentrum auf EUBoden liegen. 

taz: Kann Europa den immensen 
Vorsprung der US-Firmen aufholen? 

 Geese: Das ist wie beim Klimawan
del, nur einfacher: Europa kann das. Es 
braucht jedoch den politischen Willen 
und das Bewusstsein von Bevölkerung 
und Wirtschaft. Es ist unklug, deutsche 
Industriegeheimnisse in einer US
Cloud zu parken, auf die eine unbere
chenbare Regierung Zugriff hat. Indien 
hat gezeigt, dass sich in wenigen Jah
ren ein eigenes Zahlungssystem auf
bauen lässt und die großen Kreditkar
tenplayer kaum noch eine Rolle spie
len. Auch Brasilien oder Taiwan sind 
gute Beispiele. Nötig ist, dass sich die 

verschiedenen Akteure an einen Tisch 
setzen, gemeinsam das Ziel definieren 
und dafür Maßnahmen und Investi tio
nen festlegen. 

taz: Sind Sie optimistisch, dass Eu-
ropa das hinkriegt? 

 Geese: Ja. Wir haben die Talente 
und gute Unternehmen. Was mich 
aber pessimistisch stimmt, sind die 
zunehmend rechtsextremen Regie
rungen. In Italien laufen Verhandlun
gen mit  Starlink über die Einführung 
eines Kommunikationssystems für ita
lienische Behörden und das Militär – 
und Starlink gehört Elon Musk. So 
 jemandem das nationale Sicherheits
netz zu überlassen, ist reiner Wahn
sinn. Die neue Bundesregierung muss 
eine wichtige Rolle spielen, um echte 
digitale Souveränität in der EU voran
zubringen.

taz: Was raten Sie den Nutzenden 
von Facebook, Instagram und so wei-
ter?

 Geese: Als Einzelperson kann man 
wenig tun, außer möglichst wenig 
Zeit dort zu verbringen und zu besse
ren Netzwerken wie Mastodon oder 
Bluesky zu wechseln. Wichtiger ist, von 
allen Ebenen der Politik eine vernünf
tige Regulierung zu fordern. Das Gesetz 
haben wir – jetzt muss es mutig umge
setzt werden. Dafür muss jetzt politi
scher Druck entstehen. 
                           Interview: Annette Jensen
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